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Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

B r i t t a E r n s t , Ministerin für Schule und Berufs-
bildung

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

S t e f a n S t u d t , Minister für Inneres und Bundes-
angelegenheiten

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:02 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 37. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und be-
schlussfähig.

Erkrankt ist Herr Abgeordneter Dr. Kai Dolgner.
Wir wünschen ihm gute Genesung.

(Beifall)

Beurlaubt ist Herr Abgeordneter Dr. Ekkehard
Klug. Wegen auswärtiger dienstlicher Verpflichtun-
gen ist Herr Minister Meyer beurlaubt. Herr Abge-
ordneter Wolfgang Dudda hat nach § 47 Absatz 2
der Geschäftsordnung mitgeteilt, dass er an der
Teilnahme an der heutigen Sitzung des Landtags
verhindert ist.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, sich von
Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Im Alter von 96 Jahren verstarb am 10. November
2015 der Bundeskanzler a. D. und Ehrenbürger des
Landes Schleswig-Holstein, Helmut Schmidt.

Helmut Schmidt gehörte der Generation an, die den
Zweiten Weltkrieg und die Schreckensherrschaft
des Nationalsozialismus noch aus eigenem Erleben
kannten. Diese Erlebnisse machten ihn zu einem
entschiedenen Gegner der Nazis und zu einem
überzeugten Demokraten.

Bereits kurz nach dem Krieg trat Helmut Schmidt
in die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ein,
der er bis zu seinem Tode angehörte. Er war Abge-
ordneter des Deutschen Bundestages, dort zeitwei-
lig auch Fraktionsvorsitzender und für einige Jahre
zudem Mitglied des Europäischen Parlaments. Als
solcher hat er am Aufbau und an der Sicherung der
Bundesrepublik Deutschland gegen die Bedrohun-
gen des kommunistischen Machtblocks als Bundes-
minister der Verteidigung sowie als Bundesminister
für Wirtschaft und Finanzen und schließlich als
Bundeskanzler entscheidend mitgewirkt. Er hat mit
seiner Reform der Bundeswehr maßgeblich und
nachhaltig den demokratischen Geist unserer Streit-
kräfte geprägt.

Helmut Schmidt hat sich in schweren Krisen stets
als standhafter, mutiger und vor allem auch ent-
scheidungsfreudiger Politiker erwiesen. Sein be-
herztes Handeln während der Sturmflut von 1962
ist auch den Schleswig-Holsteinerinnen und Schles-
wig-Holsteinern unvergessen. Unserem Land war
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men, sich zu entscheiden. Wir haben es schon ein-
mal im Schulgesetz gehabt.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Jetzt regen Sie sich doch nicht so auf! Es haben
sich doch gar nicht so viele Gymnasien entschie-
den.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich rege mich gar nicht auf! Wenn ich
mich aufrege, sieht das anders aus!)

Denn die Entscheidung, die da gefallen ist, war ei-
gentlich eine Entscheidung, die auch auf Grundlage
der äußeren Rahmenbedingungen von Gymnasien
stattgefunden hat.

Sie tun im Augenblick so, als gäbe es diese Debatte
nicht. Ich bitte Sie: Gehen Sie einmal in die
Schulen, reden Sie mit den Eltern, reden Sie mit
den Lehrkräften, sprechen Sie einmal mit dem Phi-
lologenverband. Sie wünschen sich in der Tat die
Wahlfreiheit zurück, weil sie feststellen, dass in
vielen Bereichen ein Bedarf an G 9 vorhanden ist.
Ich will es noch einmal sagen: Es geht nicht darum,
G 8 zu verurteilen, sondern lediglich darum, dem
Bedarf der Eltern nachzukommen, die sich wün-
schen, dass ihre Kinder ein bisschen mehr Zeit ha-
ben, um das Abitur an einem Gymnasium zu errei-
chen. Das ist der Hintergrund dieses Antrages. Es
gibt keine Hetzkampagnen der Eltern untereinan-
der.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe deshalb die Beratung.

Der Ausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf
Drucksache 18/1648 abzulehnen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Mitglieder der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Abgeordneten
des SSW sowie der Piratenfraktion. Wer lehnt die
Ausschussempfehlung ab? - Das sind die Kollegen
von FDP und CDU.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und der Kollege
Breyer!)

- Auch der Kollege Dr. Breyer von der Piratenfrak-
tion. Gibt es Enthaltungen? - Das ist nicht der Fall.
Damit ist der Gesetzentwurf nicht angenommen.

Meine Damen und Herren, bevor wir in der Tages-
ordnung fortfahren, bitte ich Sie, mit mir gemein-

sam Mitglieder des Boxclubs ‘78 Eckernförde auf
der Tribüne zu begrüßen. - Herzlich willkommen
hier im Kieler Landeshaus!

(Beifall)

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7, 10, 12, und 13
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 18/3500

b) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung wahlrechtlicher Vorschriften

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 18/3537

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3587

Die Privatsphäre von Bewerberinnen und Be-
werbern für Kommunal- und Landtagswah-
len schützen

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/3588

c) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung der Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein und des Landesverfassungsge-
richtsgesetzes

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 18/3539

d) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Einführung von Bürgerentscheiden in Ange-
legenheiten der Ämter

Gesetzentwurf der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/3559

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.
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Dann eröffne ich die Grundsatzberatung und erteile
der Kollegin Beate Raudies von der SPD-Fraktion
das Wort.

Beate Raudies [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Koalitionsfraktionen legen Ihnen heute drei Ge-
setzentwürfe vor, mit denen wir dringend erforder-
liche Änderungen des Wahlrechts und der Kommu-
nalverfassung umsetzen wollen. Da es dem Älte-
stenrat gefallen hat, die Aussprache zusammenzu-
fassen, will ich mich in meiner Rede auf einige we-
nige Punkte beschränken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Vorschlä-
ge zur Änderung des Wahlrechts sind eine Anpas-
sung an rechtliche Entwicklungen und dienen der
Vereinheitlichung von Vorschriften. Das gilt zum
Beispiel für das Sesshaftigkeitserfordernis und die
Erweiterung des Landeswahlausschusses um
zwei Richterinnen und Richter.

Ein wichtiges Anliegen ist uns auch die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention in wahl-
rechtliche Bestimmungen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

- Danke! - Deswegen ist die Aufhebung des Wahl-
rechtsausschlusses von Menschen, die unter Betreu-
ung stehen, für uns ein wichtiges Anliegen.

(Beifall SSW und vereinzelt BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Die Ergänzung der Wahlzettel um Parteisymbole
hilft Menschen mit Sehbehinderung und den rund
250.000 funktionalen Analphabeten in unserem
Land.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Meine Damen und Herren, nur ein Wort zum Ände-
rungsantrag der CDU-Fraktion. Wir werden diesen
Antrag natürlich im Rahmen der Anhörung noch in-
tensiv beraten; aber Ihr Vorschlag, wieder eine
Sperrklausel für kommunale Vertretungen ein-
zuführen, überrascht mich doch schon. Ich bin ei-
gentlich davon ausgegangen, dass Sie die
höchstrichterliche Rechtsprechung zu Sperrklauseln
im Kommunalwahlrecht kennen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SSW und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Meine Damen und Herren, nun zur Kommunalver-
fassung. Unsere Vorschläge zur Reform der Kom-

munalverfassung dienen nur der notwendigen Er-
gänzung und Klarstellung der bestehenden Rege-
lungen. Bestimmt sind sie keine Kommunalreform
durch die Hintertür.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, Sie
müssen schon sehr verzweifelt sein. Denn anders ist
es einfach nicht zu erklären, wie Sie aus unserem
Gesetzentwurf einen Fusionszwang für Gemein-
den herauslesen können. Richtig peinlich wird es
für Sie aber, wenn man weiß, dass unser Vorschlag
Wort für Wort einem Vorschlag des damaligen
CDU-Innenministers Klaus Schlie aus dem Jahre
2011 entspricht.

(Zuruf SPD: Eher witzig als peinlich!)

Selbst die Begründung ist mit dem damaligen
CDU-Regierungsvorschlag wortgleich. Aus dieser
wird übrigens ersichtlich, dass unser Vorschlag
eher unspektakulär ist. Wir könnten uns vielleicht
eine Plagiatsdebatte liefern - nichts anderes.

Worum geht es wirklich? Wenn ein Amt unter die
8.000-Einwohner-Grenze fällt und es die Region
nicht schafft, auf freiwilliger Basis ihre Ämterstruk-
tur so neu zu ordnen, dass die Mindestgröße wieder
erreicht wird, dann bleibt dem Innenminister als Ul-
tima Ratio bisher nur die Zwangseinamtung. Wir
wollen alternativ die zusätzliche Möglichkeit schaf-
fen, eine Verwaltungsgemeinschaft anzuordnen, da-
mit die Verhandlungen in der Freiwilligkeitsphase
nicht dadurch vorbestimmt sind, dass dem Innen-
minister bei Nichteinigung nur ein Instrument
bleibt. Das wäre nur in besonderen Einzelfällen so,
was aus der Begründung eindeutig hervorgeht.

Wenn Sie gleich argumentieren sollten, Sie seien
dem damaligen Vorschlag des Innenministers ja
nicht gefolgt, der seinen Gesetzentwurf ausweislich
des Protokolls sehr gut fand - mindestens eine Zu-
stimmung aus Ihrer Fraktion müssten wir dann ja
kriegen -, dann sage ich Ihnen: Das hatte nichts da-
mit zu tun, dass Sie keinen Zwang wollten. Sonst
hätten Sie ja auch die Zwangseinamtung streichen
müssen.

(Zuruf Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Nein, es war doch vielmehr Ihr ehemaliger Kollege
Kalinka, der den damaligen Innenminister Schlie
bei dieser Frage am Nasenring durch das Parlament
geführt hat, um seine lokalen Interessen in dem da-
maligen konkreten Streitfall durchzusetzen.

(Lars Winter [SPD]: Aha!)
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So ist es mir jedenfalls berichtet worden. Also kom-
men Sie wieder von den Bäumen runter und disku-
tieren Sie mit uns über den Entwurf!

Meine Damen und Herren, erwähnen möchte ich
noch den Minderheitenbericht, den Gemeinden, in
deren Gebiet die verfassungsrechtlich geschützten
Minderheiten traditionell heimisch sind, künftig
erstellen sollen. Damit konkretisieren wir den ge-
meinsam beschlossenen Verfassungsauftrag zur
Stärkung der Minderheiten. Denn wer einen Bericht
schreiben muss, muss sich mit der Situation der
Menschen auseinandersetzen.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Wichtig sind uns auch die Stärkung der Rechte der
stellvertretenden bürgerschaftlichen Mitglieder
und die veränderte Stimmgewichtung in den Amts-
ausschüssen.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ich freue mich auf die Beratung im In-
nen- und Rechtsausschuss und beantrage die Über-
weisung des Gesetzentwurfes inklusive aller vorlie-
genden Änderungsanträge. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Danke schön. - Für die Fraktion der PIRATEN hat
der Kollege Dr. Patrick Breyer das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! „Alle Staatsgewalt geht vom Volke
aus.“ So steht es im Grundgesetz. Nun haben wir
aber die Situation, dass die Menschen in unserem
Land zunehmend daran zweifeln, dass politische
Entscheidungen tatsächlich von ihrem Willen aus-
gehen, also im Interesse der Mehrheit der Men-
schen gefällt werden und nicht etwa im Interesse
internationaler Konzerne.

Wir PIRATEN haben unsere Partei aus Notwehr
gegen eine Politik gegründet, die über die Köpfe
der Bürger hinweg vollzogen wird.

(Volker Dornquast [CDU]: Darum geht sie ja
auch kaputt jetzt!)

Wir wollen die geliehene Macht der Politik an die
Menschen zurückgeben, die direkte Demokratie
stärken und die repräsentative Demokratie updaten.

(Beifall PIRATEN)

Deswegen legen wir Ihnen heute einen Gesetzent-
wurf zur Einführung von Bürgerentscheiden in
Angelegenheiten der Ämter vor. Was ist der Hin-
tergrund? Normalerweise können Bürger im Rah-
men von Bürgerentscheiden darüber entscheiden,
was geschehen soll, wenn es Streit über kommunale
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen gibt,
zum Beispiel im Zusammenhang mit Straßenbau,
Kindertagesstätten oder Schulschließungen. Nicht
möglich ist dies aber, wenn die entsprechende Auf-
gabe einem Amt übertragen wurde. Es ist nicht ge-
rechtfertigt, dass es von solch einer Organisations-
frage abhängen soll, ob Bürger vor Ort über die
kommunale Daseinsvorsorge entscheiden können.
Deswegen beantragen wir, Bürgerentscheide - wie
in Brandenburg - auch in Angelegenheiten der Äm-
ter zuzulassen.

(Beifall PIRATEN)

Weitere Bestandteile unseres Demokratieupdates
haben Sie dankenswerterweise in Ihren Gesetzent-
wurf aufgenommen, Frau Kollegin Raudies: Dass
endlich das Wahlrecht für Menschen eingeführt
wird, die unter Betreuung stehen, beantragen wir
seit zwei Jahren. Gut, dass das kommt. Dass in den
Wahlkabinen nicht radierbare Stifte statt Bleistiften
ausgelegt werden sollen, fordern wir ebenfalls seit
Langem, um die Menschen nicht zu verunsichern.

(Beifall Angelika Beer [PIRATEN])

In anderen Punkten ist Ihr Gesetzentwurf aber un-
zureichend und in einem Punkt sogar verfassungs-
widrig.

Erstens. Bei Volksabstimmungen soll nach Ihrem
Gesetzentwurf die Privatanschrift der Initiatoren
nicht mehr veröffentlicht werden müssen. Aber die
Privatsphäre von Bewerbern zu Wahlen ist genauso
schutzwürdig. Deswegen unser Antrag dazu.

Zweitens. Sie wollen es endlich ermöglichen, dass
Volksbegehren auch über das Internet unterstützt
werden können. Aber Sie regeln nicht, wie. Das
heißt, per Rechtsverordnung kann das zum Beispiel
von der Verwendung eines elektronischen Personal-
ausweises abhängig gemacht werden, den aus guten
Gründen viele Bürger nicht verwenden wollen.
Deswegen müssen wir die Regelungen für EU-Be-
gehren übernehmen, wonach es reicht, Name, Ge-
burtsjahr und Anschrift anzugeben sowie eine ei-
desstattliche Versicherung der Richtigkeit abzuge-
ben, wonach eine Prüfung durch die Meldebehörde
erfolgt.

Drittens. Sie sind mit dem Versprechen im Koaliti-
onsvertrag angetreten, die freie Sammlung von
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Unterstützerunterschriften von Volksbegehren
auf der Straße zu ermöglichen. Aber in Ihrem Ge-
setzentwurf ist unklar, ob mit der Formulierung
„Örtlichkeiten in der Öffentlichkeit“ wirklich eine
freie Straßensammlung auf der Straße ermöglicht
würde, zum Beispiel auch von Haus zu Haus zu ge-
hen, was eher nicht Öffentlichkeit ist. Das muss
nachgebessert werden.

Viertens. Es reicht nicht aus, dass der Landtagsprä-
sident den Tag einer Volksabstimmung frei festle-
gen können soll und nur nach Möglichkeit den Tag
der nächsten Wahl wählen soll. Sie wissen genauso
gut wie wir, dass in Anbetracht der hohen Hürden
für Volksentscheide der Erfolg entscheidend davon
abhängt, ob genug Menschen hingehen. Das ist aber
nur am Wahltag sichergestellt. Deswegen müssen
die Initiatoren ein Recht darauf haben, dass die Ab-
stimmung am Tag der nächsten Wahl stattfindet,
wenn sie nicht eine frühere Abstimmung wollen.

(Beate Raudies [SPD]: Auch wenn es dann
vier Jahre dauert?)

Fünftens. In diesem Punkt ist Ihr Gesetzentwurf so-
gar verfassungswidrig. Sie wollen das Sitzzutei-
lungsverfahren bei Kommunalwahlen so manipu-
lieren, dass der Einzug kleiner Parteien in Kommu-
nalparlamente erschwert werden soll.

(Martin Habersaat [SPD]: So ein Quatsch!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dass so,
mit Paragrafentricks versteckt, politische Konkur-
renz ausgegrenzt werden soll, ist nicht akzeptabel.
Denn einzelne Mitglieder oder auch kleine Fraktio-
nen sind generell ein Gewinn für jedes Kommunal-
parlament, weil sie neue Ideen einbringen. Das zei-
gen zum Beispiel auch unsere Vertreter vonseiten
der Piratenpartei.

Vor allem aber - Frau Kollegin Raudies, da muss
ich Sie an Ihre eigenen Worte erinnern - kennen Sie
offenbar nicht die Rechtsprechung dazu. Denn das
Landesverfassungsgericht Nordrhein-Westfalens
hat schon 2008 genau diese Abweichung vom nor-
malen Sitzzuteilungsverfahren als verfassungswid-
rig verworfen, weil sie zu einer Ungleichgewichtig-
keit im Erfolgswert der Wählerstimmen führt und
einen nicht zu rechtfertigenden Eingriff in die
Wahlrechtsgleichheit und Chancengleichheit dar-
stellt.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, ich greife jetzt in Ihre Rede ein, in-
dem ich Sie darauf hinweise, dass Sie bitte zum
Schluss kommen müssen.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ja, ich muss zum Schluss kommen. - Wir werden
das den Wissenschaftlichen Dienst im Ausschuss
prüfen lassen. Was die CDU vorschlägt, ist tatsäch-
lich und eindeutig verfassungswidrig.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir PI-
RATEN sind der Überzeugung, alle Staatsgewalt
muss wieder vom Volke ausgehen. Wir brauchen
mehr Demokratie hier in Schleswig-Holstein und
nicht weniger. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion der CDU hat die
Frau Kollegin Petra Nicolaisen das Wort.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich beschränke mich aufgrund der Vielzahl der An-
träge zunächst einmal auf die kommunalrechtlichen
Vorschriften und stelle mit Sorge fest, dass die An-
ordnung von Verwaltungsgemeinschaften auf
Amtsebene ein bestehendes Anordnungsrecht er-
gänzt, indem die betroffenen Gemeinden ein An-
hörungsrecht erhalten, aber kein Mitspracherecht.
Hier wird das kommunale Selbstbestimmungsrecht
mit Füßen getreten.

Verwaltungsgemeinschaften machen durchaus
Sinn, aber, wie ich finde, auf freiwilliger Basis.

(Beifall CDU)

Um auf die gestrige Presselage einzugehen: Richtig
ist, dass angeordnete Verwaltungsgemeinschaf-
ten Gegenstand eines Gesetzentwurfes der damali-
gen Landesregierung aus dem Jahr 2011 waren.
Auf Antrag der damaligen Regierungsfraktionen
von CDU und FDP wurde die Regelung nicht in das
Gesetz übernommen. Die Haltung unserer Fraktion
zu den angeordneten Verwaltungsgemeinschaften
hat sich also nicht geändert. Wir haben als Fraktion
damals mit der FDP gemeinsam dagegen gestimmt
und einen Änderungsantrag eingebracht, Frau Kol-
legin.

(Beifall CDU - Zuruf Martin Habersaat
[SPD]: Ich dachte, die FDP war für den Ent-
wurf zuständig!)

- Mit der FDP! - Der Teil des Gesetzentwurfs wi-
derspricht im Übrigen dem Versprechen der Lan-
desregierung, Kooperationen und Fusionen auf
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kommunaler Ebene nur dem Prinzip der Freiwillig-
keit zu unterwerfen.

Der Gesetzentwurf sieht des Weiteren vor, dass die
Kommunen dort zu Minderheitenberichten ver-
pflichtet werden, wo sie heimisch sind. Über die
Definition des Begriffs „heimisch“ lässt sich bereits
streiten.

Der Schutz der dänischen Minderheit und der na-
tionalen Friesen ist seit 1990 in der Landesverfas-
sung verankert. 2012 kam der Schutz der Sinti und
Roma hinzu. Mehr Aktenordner haben noch nie-
mals für mehr Leben in den Kommunen gesorgt.

(Beifall CDU)

Im Übrigen werden die Interessen wirkungsvoll
von den Minderheiten vertreten und gelebt. Kreise
fertigen bereits jetzt schon Berichte und haben auch
den kreisangehörigen Bereich im Blick.

Über die Neufassung der Zusammensetzung der
Amtsausschüsse müssen wir uns in einem intensi-
ven Verfahren im Ausschuss auseinandersetzen.
Ziel muss es aber sein, eine Funktionsfähigkeit der
Amtsausschüsse zu gewährleisten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kommen wir nun
zu den Änderungen wahlrechtlicher Vorschriften.
Ein Großteil der Änderungen im Bereich des Lan-
deswahlgesetzes, des Volksabstimmungsgesetzes
und so weiter ist für uns als CDU durchaus tragbar
und ist unseres Erachtens ein Ergebnis aus dem An-
trag „Demokratie lebt auch von Wahlbeteiligung“.

Nun aber konkret zu unserem Änderungsantrag, in
dem wir eine maßgebliche Systemänderung vor-
schlagen: Rückkehr zum Auszählverfahren nach
d’Hondt im Landeswahlgesetz und im Gemeinde-
und Kreiswahlgesetz, Einführung einer Sperrklau-
sel im Bereich des Gemeinde- und Kreiswahlge-
setzes und Einführung einer Mehrheitsklausel im
Bereich des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes, die
im Bedarfsfall mehr als ein Zusatzmandat ermög-
licht.

Begründung. Das neue Wahlrecht, das zur Kommu-
nalwahl 2013 erstmals Anwendung fand, hat in ei-
nigen Gemeinden in Schleswig-Holstein zu kurio-
sen Ergebnissen geführt. So haben Parteien und
Gruppierungen, die die absolute Mehrheit der Stim-
men bei der Kommunalwahl erreicht haben, nicht
die absolute Mehrheit in der Vertretung. Ein deutli-
ches Beispiel ist die Gemeinde Boostedt, in der die
CDU 51,06 % der Stimmen, aber nur acht von 17
Sitzen in der Gemeindevertretung erreichte. Ähnli-
che Beispiele gibt es auch für die SPD. Die Kom-
munalwahl 2013 hat deutlich gezeigt, dass durch

das neue Auszählverfahren nach Sainte-Laguë/
Schepers die Parteien und Gruppierungen mit
großem Stimmenanteil benachteiligt wurden. Die
Anhebung des Teilers auf 0,7 ist zwar ein Schritt in
die richtige Richtung, jedoch nicht ausreichend. Die
Zersplitterung der Vertretungen auf kommunaler
Ebene ist in erster Linie eine Folge des Wegfalls
der Fünfprozenthürde. Wir brauchen aber arbeitsfä-
hige Kommunalvertretungen und Kreistage.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, schauen Sie doch
einfach einmal nach Nordrhein-Westfalen. Hier
wurde am 22. September durch SPD, CDU und
GRÜNE unter der Überschrift „Wir schützen die
kommunale Demokratie“ die Einführung einer
Sperrklausel in Höhe von 2,5 % bei Kommunal-
wahlen veröffentlicht.

(Wortmeldung Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, gestatten Sie eine Bemerkung?

Petra Nicolaisen [CDU]:

Nein, ich gestatte im Moment nicht. Ich habe nur
noch 2 Sekunden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Die Zeit würde angehalten werden.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Zur Änderung des Landesverfassungsgerichtsge-
setzes. Eine vergleichbare Regelung gibt es im
Deutschen Bundestag seit 2012. Eine solche Ände-
rung ist durchaus nachvollziehbar.

Zur Einführung von Bürgerentscheiden in Angele-
genheiten der Ämter. Diese sind bisher so nicht
vorgesehen. Die Ämter sind keine klassischen Ge-
bietskörperschaften. Einflussnahme der Bürger er-
folgt ausschließlich über die Amtsausschussmitglie-
der.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin, Sie hatten die Uhr ja selber schon im
Blick. Deswegen weise ich Sie darauf hin.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Ja, deshalb komme ich jetzt zum Schluss und strei-
che den Rest meiner Rede. Ich freue mich auf die

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 102. Sitzung (neu) - Mittwoch, 18. November 2015 8629

(Petra Nicolaisen)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3088&format=WEBVOLLLANG


weiteren Ausschussberatungen im Innen- und
Rechtsausschuss.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion von BÜNDNIS
90/DIE GRÖSSE -

(Heiterkeit)

- BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN freue ich mich, die
Kollegin Ines Strehlau am Mikrofon begrüßen zu
können und ihr das Wort zu erteilen.

Ines Strehlau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Mit dem Gesetzentwurf zur Änderung wahlrecht-
licher Vorschriften greifen wir ein ganzes Bündel
von Verbesserungsvorschlägen auf. Sie stammen
zum Teil noch aus dem Koalitionsvertrag. So er-
möglichen wir jetzt im Bereich des Volksabstim-
mungsgesetzes zum Beispiel die Unterschriften-
sammlung auch in der Öffentlichkeit, also auch im
Rahmen von Straßensammlungen.

Es sind in dieser Wahlperiode Gesetzvorschläge
von PIRATEN und FDP eingebracht worden, die
wir jetzt umsetzen wollen. Dies betrifft zum Bei-
spiel die Forderung der FDP auf Übertragung des
Wahlalters 60 auf die Volksabstimmung.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: 16! - Dr. Heiner
Garg [FDP]: Das wäre ein bisschen spät! -
Dr. Ralf Stegner [SPD]: Langer Atem, kann
man da nur sagen!)

- 16, Entschuldigung, 16!

(Zuruf)

- Wir haben auch keine Grenze nach oben, ich
weiß!

Aber auch den Wunsch des Behindertenbeauftrag-
ten und der PIRATEN, den Wahlrechtsausschluss
bei Menschen zu beseitigen, die in allen Angele-
genheiten unter Betreuung stehen, sowie die Idee,
dokumentenechte Schreibstifte in den Wahlkabi-
nen vorzuhalten, haben wir aufgegriffen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

In Zukunft können Menschen bereits sechs Wochen
nach einem Umzug wählen und gewählt werden.
Damit harmonisieren wir das Landtagswahlrecht
mit dem Kommunalwahlrecht und kommen insge-
samt den Anforderungen einer immer mobiler wer-
denden Gesellschaft nach. Dies alles sind nur einige

Beispiele dafür, dass wir mit dem jetzt vorliegen-
den Gesetzentwurf auf breiter parlamentarischer
Basis einen wirklichen Zugewinn für die Demo-
kratie in ihrem Kernbereich schaffen wollen, näm-
lich bei der Wahl, verstanden als Schöpfungsakt der
repräsentativen Volksvertretung.

Unser Antrag zur Änderung kommunalrechtlicher
Vorschriften enthält mehrere Bausteine. So dürfen
in Zukunft auch stellvertretende bürgerliche Mit-
glieder an nicht öffentlichen Sitzungen der Aus-
schüsse teilnehmen, für die sie gewählt wurden,
auch wenn sie in der Sitzung nicht vertreten müssen
- eine Forderung von vielen Kommunalvertreterin-
nen und -vertretern, die wir nun umsetzen. Es ist
nicht sinnvoll, ein stellvertretendes bürgerliches
Mitglied bei einer Sitzung vom nicht öffentlichen
Teil auszuschließen, wenn es vielleicht in der näch-
sten Sitzung die Stellvertretung übernehmen muss.
Um inhaltlich auf dem Laufenden zu sein, ist es
wichtig, sowohl in den Ausschüssen, als auch in
den Fraktionssitzungen an den Beratungen teilneh-
men zu dürfen. Diese Regelung gewährleistet auch
weiterhin die Vertraulichkeit, denn auch bürgerli-
che Mitglieder sind zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet.

Mit der Einwohnergewichtung in den Amtsaus-
schüssen stellen wir die Balance zwischen kleinen
und größeren Orten her. Bei der Größe der Amts-
ausschüsse muss gewährleistet sein, dass auch die
politischen Mehrheiten in den Gemeindevertretun-
gen abgebildet werden. Wir werden dort die Anhö-
rung gründlich auswerten, um zu sehen, ob dort
noch Änderungsbedarf in unserem Gesetzentwurf
besteht.

Dann ändern wir noch den § 1 der Amtsordnung.
Bevor man sich aufregt, sollte man das Gesetz ge-
nau lesen und vielleicht noch einen Blick in die jün-
gere Vergangenheit werfen. Beim genauen Lesen
wäre aufgefallen, dass wir nur eine zweite Hand-
lungsoption für das Innenministerium in den Fällen
schaffen, in denen es Veränderungen bei Ämtern
gibt. Eine Neuordnung kann notwendig sein, wenn
das verbleibende Amt für eine eigene Verwaltung
zu klein wird. Die Ämterlandschaft in Schleswig-
Holstein ist in Bewegung. Meist einigt man sich
gütlich, wer die Verwaltung übernimmt, und das In-
nenministerium ist nicht gefordert. Wenn nicht,
kann das Innenministerium schon jetzt eine Ver-
waltung anordnen, aber nur für größere amtsange-
hörige Gemeinden. In § 1 der Amtsordnung heißt es
aktuell:

„Das Ministerium für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten kann anordnen, dass ein Amt
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auf eigene Beschäftigte und Verwaltungsein-
richtungen verzichtet und die Verwaltung ei-
ner größeren amtsangehörigen Gemeinde in
Anspruch nimmt, wenn dies einer leistungs-
fähigen, sparsamen und wirtschaftlichen Ver-
waltung dient; das Amt und die amtsangehö-
rigen Gemeinden sind zu hören.“

Das steht schon jetzt im Gesetz. Wir ermöglichen
dem Innenministerium mit unseren Änderungen le-
diglich eine zweite Variante, nämlich eine Verwal-
tungsgemeinschaft zwischen einem Amt und einer
amtsfreien Gemeinde anzuordnen. Bis jetzt musste
die amtsfreie Kommune zwangseingeamtet werden,
bevor sie die Verwaltung übernehmen konnte - kei-
ne wirklich gute Lösung.

Wenn man nun noch einen zweiten Blick in die jün-
gere Vergangenheit wirft, wird klar, dass wir auch
nichts Neues produziert haben. Es wurde schon ge-
sagt: Unser Antrag ist eine Kopie vom Gesetzent-
wurf von Innenminister Schlie. Ich glaube nicht,
dass dieser Gesetzentwurf nicht mit der CDU-Frak-
tion abgestimmt wurde, bevor er eingebracht wur-
de, weil Sie, Frau Nicolaisen, sagten, die Fraktion
habe dagegen gestimmt.

(Zuruf Barbara Ostmeier [CDU])

Ich glaube, da lügen Sie sich ein bisschen was zu-
recht.

Es ist also überhaupt kein Skandal. Man kann uns
Klauen oder Abschreiben vorwerfen, aber ein Skan-
dal ist es nicht. Wenn Sie das behaupten, ist es
scheinheilig und wenig glaubwürdig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Die Behauptung, mit unserem Gesetzentwurf
kämen Zwangsehen, ist also falsch. Wenn wir Grü-
ne Ideen für Veränderung der Verwaltungsstruk-
turen haben, diskutieren wir sie offen und ausführ-
lich. Klammheimlich und ohne Diskussion mit den
Beteiligten läuft da nichts. Dass Veränderungsbe-
darf besteht, ist vielen Gemeinden klar, egal wel-
cher Partei die Bürgermeister und Gemeindevertre-
terinnen und -vertreter angehören. Demografischer
Wandel und immer komplexer werdende Aufgaben
erfordern größere Einheiten. Dieser Veränderung
müssen wir uns stellen. Das werden wir Grüne auch
tun, aber nicht mit diesem Gesetzentwurf.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der FDP hat nun der Kol-
lege Oliver Kumbartzky.

Oliver Kumbartzky [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Grundsätzlich begrüße ich zunächst den Gesetzent-
wurf der PIRATEN. Dass Einwohnern amtsange-
höriger Gemeinden die Möglichkeit von Bürger-
entscheiden verwehrt ist, wo die Gemeinden Auf-
gaben auf das Amt übertragen haben, ist schlicht
nicht begründbar. Das haben Sie richtig ausgeführt,
Herr Dr. Breyer.

(Beifall PIRATEN und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Wir haben hier offensichtlich eine Regelungslücke.
Damit gibt es da Handlungsbedarf.

Zweites Thema: Die Notwendigkeit gesetzgeberi-
schen Handelns erschließt sich bei einigen von der
Koalition vorgestellten kommunalrechtlichen Vor-
schriften hingegen nicht, anders als es bei dem an-
deren Thema war. Da Artikel 6 Absatz 2 unserer
Landesverfassung die dänische und friesische Min-
derheit sowie die Minderheit der Sinti und Roma
bereits unter den Schutz der Gemeinden und Ge-
meindeverbände stellt, erhalten die Änderungen
keinen Mehrwert - so muss man das wirklich sa-
gen -, sodass eben auch Sinn und Zweck des Vor-
habens nicht wirklich schlüssig sind. Genauso ver-
hält es sich auch bei der Einführung einer Berichts-
pflicht auf kommunaler Ebene: Auch wenn im
Vergleich zum ersten Anlauf nunmehr nur noch ei-
ne Berichtspflicht für Kommunen kommen soll, in
denen die Minderheiten traditionell heimisch sind,
wird hier wieder einmal ohne den Nachweis der Er-
forderlichkeit mehr Bürokratie geschaffen. Das ist
genau der Punkt, den wir an der Stelle kritisieren.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] und verein-
zelt CDU)

Es ist ja richtig, dass bei der einfachgesetzlichen
Konkretisierung von Artikel 6 Landesverfassung
ein weiter Gestaltungsspielraum besteht. Gleich-
wohl sollten Regelungen des Gesetzgebers auch
hier nur erlassen werden, wenn es nicht nur Sym-
bolpolitik ist, sondern es wirklich notwendig ist.
Die wirkliche Notwendigkeit sehe ich hier eben
nicht. Es liegt nicht unbedingt auf der Hand, warum
ausgerechnet für dieses Staatsziel eine Berichts-
pflicht eingeführt werden soll, während zahlreiche
andere Staatsziele hiervon ausgenommen sind. Da
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bin ich auf eine Begründung wirklich sehr ge-
spannt.

(Beifall Barbara Ostmeier [CDU])

Im Übrigen bin ich sehr gespannt, wie Sie im Aus-
schuss, wenn wir zu der Anhörung et cetera kom-
men, den Nachweis führen wollen, wo eben der
Mangel im bestehenden System liegt, deren Behe-
bung einen Gesetzentwurf, wie Sie ihn vorschlagen,
erforderlich erscheinen lassen.

Meine Damen und Herren, ein drittes Thema, das
ich auch ansprechen möchte, und zwar auch etwas
ausführlicher, weil ich das Thema wirklich sehr
wichtig finde, ist das Wahlrecht für betreute
Menschen. Es ist zunächst einmal vollkommen
richtig, dass wir uns hiermit befassen müssen. Die
Möglichkeit zur Partizipation durch Wahlen ist
eben in der repräsentativen Demokratie fundamen-
tal. Das Wahlrecht ist eines der wichtigsten verfas-
sungsrechtlich garantierten Rechte der Bürgerinnen
und Bürger, und zwar aller Bürgerinnen und Bür-
ger. Auch weil das Recht Wahlrechtsausschlüsse
von Menschen mit Behinderung jedenfalls aus-
drücklich nicht kennt - weder das Bundeswahlge-
setz noch § 7 des Landeswahlgesetzes knüpfen an
das Vorliegen einer Behinderung an -, sollten wir
wirklich gemeinsam versuchen, das Wahlrecht in-
klusiver zu gestalten. Auch aus unserer Sicht sollte
deshalb darüber nachgedacht werden, ob der Aus-
schluss nach § 7 Absatz 2 Landeswahlgesetz noch
zeitgemäß ist.

Fraglich ist allerdings, ob dafür einfach eine Strei-
chung der Vorschrift das adäquate Mittel wäre,
denn so würde das Wahlrecht eben auch Personen
eingeräumt, die zu einer eigenverantwortlichen Le-
bensführung in keinem Bereich mehr fähig sind.
Der hier in Rede stehende Wahlrechtsausschluss
weist neben möglichen Diskriminierungsaspekten
aber auch Schutzaspekte auf. Die Wahl bewirkt
nämlich nicht nur die Legitimation von Herr-
schaftsausübung, sondern gewährleistet eben auch
die Vermeidung von Fremdbestimmung. Genau das
soll auch § 7 Absatz 2 sicherstellen, der die Teil-
nahme an der Wahl ausschließt, weil hier eine
Missbrauchsgefahr besteht.

(Beifall Wolfgang Kubicki [FDP])

Diskussionswürdig wäre es dementsprechend auch,
die Ausschlusstatbestände zu verfeinern oder fest-
zulegen, dass in bestimmten Fällen konkret über-
prüft wird, ob der Einzelne in der Lage ist, eine
Wahlentscheidung zu treffen.

Diese Entscheidung ist dann aber auch von einem
Richter, der ja schließlich auch den Umfang der Be-
treuung zu klären hat, zu treffen. So könnte grund-
sätzlich auch jede Person, für die zur Besorgung al-
ler ihrer Angelegenheiten einen Betreuer bestellt
ist, wählen; nur falls dies explizit anders angeordnet
würde, würde das Wahlrecht dann entfallen.

Das größte Problem bei der Beurteilung dieser ver-
schiedenen Reformoptionen ist, dass vieles tatsäch-
lich noch unklar ist. Es gibt derzeit keine belastba-
ren Erkenntnisse über die von den Wahlrechtsaus-
schlüssen betroffenen Personen. Um zu erfahren,
welche Personenkreise in welchem Ausmaß betrof-
fen sind, hat das - im Übrigen sozialdemokratisch
geführte - Bundesarbeitsministerium eine ent-
sprechende Änderung des Bundeswahlgesetzes des-
halb zurückgestellt und eine ausführliche Studie in
Auftrag gegeben, deren Ergebnisse Anfang 2016
erwartet werden.

Meine Damen und Herren, angesichts der wenigen
belastbaren Fakten ist die Forderung der Regie-
rungsfraktionen, § 7 Nummer 2 gänzlich zu strei-
chen, heute nicht ausreichend hinterlegt. In diesem
konkreten Fall sollten wir da die tatsächlichen Er-
hebungen abwarten.

Im Übrigen freue ich mich auf konstruktive Aus-
schussberatungen, an denen Herr Dr. Klug teilneh-
men wird. - Ich danke Ihnen ganz herzlich für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP, Barbara Ostmeier [CDU] und
Beate Raudies [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Nun hat für die Kolleginnen und
Kollegen des SSW der Abgeordnete Lars Harms
das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Angesichts der Fülle von Vorlagen und der
Kürze der Zeit beschränke ich mich auf drei Punk-
te.

Erstens: Berichtspflicht der Kommunen zum
Stand der Förderung der Minderheiten. Schles-
wig-Holstein setzt damit seinen erfolgreichen Weg
zur Erfüllung der Europäischen Charta der Regio-
nal- oder Minderheitensprachen fort, indem nun
auch eindeutige kommunalrechtliche Regelungen
zum Schutz und zur Förderung der Minderheiten
gesichert werden.
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Am Wochenende lobte der Vorsitzende der Exper-
tenkommission, die die Einhaltung der Charta be-
obachtet, Professor Stefan Oeter, die Vorlagen, die
wir vorgelegt haben. Auch die Minderheiten selbst
haben gute Erfahrungen mit dem Berichtswesen ge-
macht, und zwar mit den derzeit noch freiwilligen
Berichten in Flensburg und im Kreis Nordfriesland.
Wie auch auf Landesebene erfüllen diese kommu-
nalen Berichte zur aktuellen Situation der Minder-
heiten eine enorm wichtige Informationspflicht.
Gerade die Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag der
Bonn/Kopenhagener Erklärungen haben einmal
mehr gezeigt, dass Minderheiten immer noch oft
unter sich bleiben. Die Mehrheitsbevölkerung kennt
die Minderheiten nicht so, wie man es sich wün-
schen würde,

(Christopher Vogt [FDP]: Das stimmt!)

von deren Problemen bei der Anerkennung und
Förderung einmal ganz zu schweigen. Die Landes-
regierung hat in dieser Hinsicht, also bei der Sicht-
barmachung der Minderheiten, viel geschafft, und
die kommunale Ebene, mit der die Bürgerinnen und
Bürger in direktem Kontakt stehen, zieht jetzt nach.
Das Wissen um die Minderheiten in Schleswig-
Holstein zu vermehren, ist so, wie ein dickes Brett
zu bohren. Nur wer etwas kennt, wird sich auch da-
für einsetzen.

Doch über die Information hinaus geben die Be-
richte auch einen guten Überblick über die Lage, in
der sich die Minderheiten aktuell befinden. Wo und
wie ihre Sprache und Kultur gefördert werden, sind
nur zwei Fragen, die so ein Bericht beantworten
wird. Damit bilden die Berichte, wenn sie regelmä-
ßig vorgelegt werden, eine hervorragende Grundla-
ge für eine an Fakten orientierte Maßnahmekontrol-
le der kommunalen Minderheitenpolitik. Greifen
die Maßnahmen, oder laufen sie etwa ins Leere?
Wenn Letzteres der Fall ist, dann kann zeitnah ge-
gengesteuert werden. Darum ist es gut, dass die Ge-
meindeordnung und die Kreisordnung entsprechend
erweitert werden.

Zweitens: Verhältnisberechnung im Wahlrecht.
Das Gemeinde- und Kreiswahlgesetz orientiert sich
an der Saint-Laguë/Schepers-Methode. Dieses Di-
visor-Verfahren wird - bis auf Mecklenburg-Vor-
pommern - in allen norddeutschen Bundesländern
angewendet. Dieses moderne Sitzzuteilungsverfah-
ren setzt sich seit zwei Jahrzehnten langsam durch,
weil es Wählerstimmen sehr gut in Abgeordneten-
mandate umrechnet. Eine Benachteiligung bezie-
hungsweise Bevorzugung großer oder kleiner Par-
teien ist wesentlich unwahrscheinlicher. Das war

jahrzehntelang unsere Kritik am Verfahren nach
d'Hondt.

Darum wurde seinerzeit die Entscheidung getrof-
fen, auch für die kommunale Ebene die Sainte-
Laguë/Schepers-Methode einzuführen. Mit deren
Teilern wird das Wahlergebnis besser abgebildet.
Der Divisor wird allerdings etwas an schleswig-
holsteinische Verhältnisse angepasst. Er soll bei 0,7
liegen, sodass die Hürde für das erste Mandat bei
circa 0,7 Sitzen liegt und nicht bei einem halben
Sitz, wie es der Divisor 0,5 vorsieht.

Wir werden genau prüfen, ob die gewünschten Ef-
fekte eintreten. Unser Ziel muss es bleiben, dass je-
de Stimme zum gleichen Ergebnis führt. Das neue
Verfahren minimiert die Abweichung Sitz pro
Stimme, sodass die Verhältnisausgleichsberech-
nung aller teilnehmenden Parteien beziehungsweise
Wählergruppen noch gerechter wird.

Drittens: Mandatsverteilung. In § 10 des Gemein-
de- und Kreiswahlgesetzes wird zukünftig allen
Parteien, die mehr als 50 % der Stimmen erhalten,
aber durch die Verhältnisausgleichsberechnung
nicht die Hälfte der Mandate erhalten, ein Aus-
gleichssitz zugeteilt. Damit wird eine Ungerechtig-
keit im Wahlrecht ausgebügelt. Die nachlassende
Bereitschaft, sich an Kommunalwahlen zu beteili-
gen, würde weiter befördert, wenn es dazu käme,
dass eine Partei zwar die Mehrheit der Stimmen
hat, aber trotzdem nicht die Mehrheit der Mandate.
Dem Wählerwillen muss unbedingt entsprochen
werden. Aus diesem Grund schlagen wir eine ent-
sprechende Ergänzung des Wahlrechts vor, die zu-
mindest die Sicherheit gibt, dass im Rat nichts ge-
gen eine Partei mit einer Stimmenzahl über 50 %
entschieden werden kann.

Noch eine kurze Anmerkung zum Vorschlag der
PIRATEN, dass man nicht mehr seine Adresse ver-
öffentlichen muss. Ich glaube, da unterliegen die
PIRATEN einem Denkfehler. Wenn Menschen eine
Volksinitiative machen und als deren Initiatoren
auftreten, müssen diese ihre Adresse nicht preisge-
ben, sondern die Volksinitiative gibt eine Kontakt-
adresse an. Dahinter steckt eine gewisse Logik,
denn es stellen sich ja nicht die Menschen zur
Wahl, sondern sie setzen ein Thema auf die Tages-
ordnung, über das geredet und abgestimmt werden
soll.

Wenn sich allerdings Bürger zur Wahl stellen, mag
das anders sein. Darüber sollten wir noch einmal in-
tensiv nachdenken. Mein Demokratieverständnis ist
so, dass Menschen, wenn sie für etwas einstehen,
voll und ganz dafür einstehen, das heißt auch, mit
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ihrer Adresse dafür einstehen sollten, damit sie vom
Bürger jederzeit kontaktiert werden können, und
zwar nicht über Postfächer. Auch das ist für mich
ein Teil der direkten Demokratie, dass man Leute
direkt ansprechen kann - das ist unheimlich wich-
tig -, und zwar nicht nur über Postfächer, über E-
Mail-Adressen, über Twitter oder Facebook, son-
dern ganz normal.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, ich mache Sie darauf aufmerk-
sam, dass Ihre Redezeit deutlich überschritten ist,
und frage Sie, ob Sie noch eine Zwischenfrage oder
-bemerkung des Herrn Abgeordneten Dr. Patrick
Breyer gestatten.

Lars Harms [SSW]:

Das Grandiose ist, dass auf den Kollegen Breyer
immer wieder Verlass ist. - Selbstverständlich!

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Ich helfe
gern bei der Redezeit, Herr Kollege.

(Heiterkeit)

Ich teile vollkommen die Meinung, dass es
ein Interesse gibt zu erfahren, aus welcher
Ortschaft ein Kandidat kommt. Deswegen
soll die Postleitzahl veröffentlicht werden. Es
gibt ein Interesse daran, ihn erreichen zu
können. Deswegen soll auch eine Erreichbar-
keitsanschrift veröffentlicht werden. Es stellt
sich aber die Frage, ob es ein Interesse daran
gibt, seine Privatanschrift zu kennen.

Es ist bekannt, dass viele Politikerinnen und
Politiker auch aus Sicherheitsgründen einen
Sperrvermerk im Melderegister haben, weil
sie das nicht möchten, und dass es in Berlin
schon Übergriffe auf Wahlkreisbüros, teil-
weise aber auch auf Privatunterkünfte gege-
ben hat, gerade in Zeiten, in denen Hetze und
Hass in der Gesellschaft leider vorhanden
sind.

Vor dem Hintergrund schlagen wir vor, das
so zu regeln, wie es in Berlin bereits umge-
setzt worden ist, nämlich die Postleitzahl des
Wohnorts und eine Erreichbarkeitsanschrift
zu veröffentlichen, die nicht unbedingt die
Privatanschrift der Bewerber sein muss.

- Kollege Breyer, zwei Anmerkungen dazu. Ers-
tens. In meinem eigenen Heimatort haben alle Bür-
ger die gleiche Postleitzahl. Wenn sich ein Bewer-
ber für einen Wahlkreis in Husum nur unter Nen-

nung der Postleitzahl bewirbt, kann ich nicht fest-
stellen, aus welchem Teil des Ortes er kommt und
welche Ortsteilinteressen dieser Mensch möglicher-
weise vertreten will oder nicht vertreten will. Des-
wegen ist es interessant zu wissen, woher die Leute
kommen, und es könnte schon das Interesse eines
Bürgers geben, dies bei seiner Wahlentscheidung
mit zugrunde zu legen.

Zweitens. Für mich ist es eine Kernfrage der Demo-
kratie, ob Menschen mit allem, was sie haben, für
eine Sache einstehen oder nicht. Das dokumentie-
ren sie auch dadurch, dass sie deutlich machen:
Lars Harms, Schillerstraße 34, 25813 Husum, stellt
sich für die Wahl auf. Er tut das in vollem Bewusst-
sein, dass ihn der Bürger jederzeit kontaktieren
kann. Das ist für mich ein Teil der Demokratie.
Darüber müssen wir im Ausschuss noch einmal re-
den.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Nun hat für die Landesregierung In-
nenminister Stefan Studt das Wort.

(Unruhe)

- Entschuldigung, Kollege Callsen, ich habe Ihre
Meldung nicht gesehen. - Zunächst hat der Kollege
Johannes Callsen von der CDU-Fraktion für einen
Dreiminutenbeitrag das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
komme auf das Stichwort Verwaltungsgemein-
schaften zurück, die in den geschilderten besonde-
ren Fällen von oben angeordnet werden sollen.
Dass die selbst ernannte Koalition des Dialogs mit
der gemeindlichen und kommunalen Ebene darüber
bisher offenbar überhaupt nicht gesprochen hat und
es berechtigterweise zu einem Aufschrei in den
Kommunen kommt, muss Ihnen doch zu denken
geben.

(Unruhe)

Frau Raudies, ich will darauf zurückkommen, wie
Sie das hier begründet haben. Sie haben auf die
Problematik hingewiesen, wenn ein Amt die
8.000-Einwohner-Grenze nicht übersteigt, müsse es
weitere Instrumente geben, um zu entsprechenden
Regelungen zu kommen. Diese Begründung ist aus-
drücklich falsch. Denn es heißt in der jetzigen
Amtsordnung, dass eine Verwaltungsgemeinschaft
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mit einem Amt nicht zulässig ist, wenn eines der
Ämter weniger als 8.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner umfasst. Das ist geltendes Recht. Das än-
dern Sie mit Ihrem Gesetzentwurf nicht. Das heißt,
eine Verwaltungsgemeinschaft - egal, ob freiwillig
oder angeordnet durch den Innenminister - ist mit
Ihrem Gesetzentwurf rechtlich nicht möglich. Des-
wegen ist Ihre Begründung falsch.

Deswegen sage ich: Ihnen geht es nicht um die
Stärkung der Stadt-Umland-Beziehungen, wie Sie
es in der Begründung schreiben, sondern Ihnen geht
es um den Zugriff der größeren Kommunen, der
Städte, auf die sogenannten Kragenämter. Das soll-
ten Sie der Öffentlichkeit und den Kommunen auch
so deutlich sagen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Nun aber hat tatsächlich für die
Landesregierung Stefan Studt, Innenminister, das
Wort.

Stefan Studt, Minister für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Ihnen heute zu Tagesordnungspunkt 7 in erster Le-
sung vorliegende Gesetzentwurf zielt auf die Ände-
rung einiger Vorschriften des Kommunalverfas-
sungsrechts ab. Besonders hervorheben möchte ich
hier die Änderung der Zusammensetzung der
Amtsausschüsse. Die bisherige Regelung trägt den
zum Teil sehr unterschiedlichen Größen von dem-
selben Amt angehörenden Gemeinden nur unzurei-
chend Rechnung. Der Städteverband Schleswig-
Holstein hat zu Recht auf die negativen Folgen hin-
gewiesen, die sich hieraus für die von der Verwal-
tungsstrukturreform von vor rund zehn Jahren be-
troffenen Orte ergeben haben. Insoweit sorgt die
stärkere Spreizung der Stimmgewichte dafür, dass
alle Einwohnerinnen und Einwohner der einem
Amt angehörenden Städte oder Gemeinden in ei-
nem annähernd gleichen Verhältnis im Amtsaus-
schuss repräsentiert werden. Ich halte diese Rege-
lung für richtig und sehe darin ein Zeichen eines
demokratischen Gebots.

Eine weitere Änderung der Amtsordnung - darüber
haben wir hier schon mehrfach diskutiert, und das
haben wir eben gerade noch einmal gehört - hat zu
meiner Überraschung zu medialer Aufregung ge-
führt. Von „Zwangsehen“ oder „Zwangsfusionen“
von Gemeinden war zu lesen und zu hören. Dabei
wird lediglich die schon jetzt bestehende Möglich-

keit erweitert, im Zusammenhang mit der Aufga-
bendurchführung der Ämter die Geschäftsführung
für das Amt durch eine größere amtsangehörige Ge-
meinde anzuordnen. Künftig soll auch die Anord-
nung einer Verwaltungsgemeinschaft zwischen
einem Amt und einer nicht amtsangehörigen Ge-
meinde erfolgen können. Eine derartige Maßnahme
käme aber selbstverständlich nur im Ausnahmefall
in Betracht, wenn sie nachgewiesenermaßen der
Schaffung einer leistungsfähigeren, sparsameren
und wirtschaftlicheren Verwaltung dienen würde.

Der Vorschlag für ein solches weiteres Handlungs-
instrument ist im Übrigen nicht neu. Auch das ha-
ben wir hier schon gehört und möchte ich gar nicht
wiederholen. Das war schon Gegenstand der Bera-
tung in der letzten Legislaturperiode.

Weiter wird mit dem Gesetzentwurf das Ziel ver-
folgt, stellvertretenden bürgerlichen Aus-
schussmitgliedern auch außerhalb des Vertre-
tungsfalls Zugang zu nicht öffentlichen Aus-
schusssitzungen sowie zu den Sitzungsunterlagen
zu ermöglichen. Die neuen Anwesenheits- und In-
formationsrechte sind in der in Rede stehenden Re-
gelung richtigerweise auf den Ausschuss begrenzt,
für den das stellvertretende bürgerliche Mitglied
gewählt wurde.

Meine Damen und Herren, die schließlich in dem
Gesetzentwurf vorgesehene Überführung des in der
Landesverfassung vorgesehenen Minderheiten-
schutzes in die einfachgesetzlichen Regelungen des
Kommunalverfassungsrechts unterstütze ich
nachdrücklich. Dies fällt umso leichter, als die in
dem Entwurf normierte Berichtspflicht nur haupt-
amtlich verwaltete kommunale Körperschaften und
nicht jede kleine Gemeinde trifft.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sinnvoll ist auch, dass dies auf diejenigen Kommu-
nen beschränkt sein soll, in denen die durch die
Landesverfassung geschützten Minderheiten tradi-
tionell beheimatet sind.

Meine Damen und Herren, mit den Ihnen unter Ta-
gesordnungspunkt 10 vorliegenden Gesetzentwür-
fen der regierungstragenden Fraktionen soll das
schleswig-holsteinische Wahlrecht und das Volks-
abstimmungsrecht unter Einbeziehung der bisher
gewonnenen Erfahrungen und unter Berücksichti-
gung der fortgeschrittenen Rechtsentwicklung
modernisiert werden. Insbesondere werden Rege-
lungen getroffen, die die verfassungsrechtlichen
Grundsätze der Allgemeinheit und der Gleichheit
der Wahl noch stärker berücksichtigen. Die Ver-
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kürzung der Mindestaufenthaltsfrist auf sechs Wo-
chen als Voraussetzung für die Zuerkennung des
Wahlrechts führt dazu, dass weniger in Schleswig-
Holstein lebende Menschen vom Wahlrecht ausge-
schlossen werden.

Eine bessere Umsetzung des Grundsatzes der allge-
meinen Wahl wird auch mit der Aufhebung des
Wahlrechtsausschlussgrundes für den Kreis derjeni-
gen Personen erreicht, für die zur Besorgung aller
ihrer Angelegenheiten eine Betreuung ausgespro-
chen wurde. Mit Blick auf Artikel 29 der UN-Be-
hindertenrechtskonvention, zu deren Umsetzung
sich die Vertragsstaaten verpflichtet haben, hält es
auch die Landesregierung für erforderlich, die
gleichberechtigte Partizipation von Menschen mit
Behinderung am politischen und öffentlichen Leben
zu verbessern und ihnen nicht länger das Wahlrecht
vorzuenthalten.

Einen weiteren Schwerpunkt der Wahlrechtsände-
rung bildet die Verbesserung des Rechtsschutzes
und damit ein Mehr an Chancengleichheit für Ver-
einigungen, die eine Teilnahme an der Landtags-
wahl beabsichtigen. Die vorgesehene Beschwer-
demöglichkeit an das Landesverfassungsgericht
noch vor der Wahl erfordert die unter Tagesord-
nungspunkt 12 vorgesehene Erweiterung der lan-
desverfassungsrechtlich und einfachrechtlich fest-
gelegten Zuständigkeiten des Landesverfassungsge-
richts.

Mit der Vorverlegung der Fristen für das Wahl-
vorschlags- und Zulassungsverfahren wird im
Ergebnis der für die Briefwahl zur Verfügung ste-
hende Zeitraum verlängert und dadurch dem in der
Vergangenheit stetig gestiegenen Anteil der Brief-
wählerinnen und Briefwähler Rechnung getragen.
Zugleich gewinnt damit eine weitere für die Wähler
sich anbietende Möglichkeit an Bedeutung: Ihre
Briefwahl kann zugleich mit der persönlichen
Wahlscheinbeantragung direkt im Wahlamt vollzo-
gen werden. Auch dies dient unserem gemeinsamen
Ziel, alle Möglichkeiten auszunutzen, die zu einer
Erhöhung der Wahlbeteiligung beitragen.

Mit dem unter Tagesordnungspunkt 13 aufgeführ-
ten Gesetzentwurf der PIRATEN sollen auf
Amtsebene dieselben Regelungen für Einwohne-
ranträge, Bürgerbegehren und Bürgerentscheide
wie auf gemeindlicher Ebene eingeführt werden.
Angesichts der im Vergleich zu den Gebietskörper-
schaften, Gemeinden und Kreise völlig anderen
Funktion der Ämter im kommunalen verfassungs-
rechtlichen Gefüge ist diese Anwendung insbeson-
dere des Partizipationsinstruments Bürgerbegehren
beziehungsweise Bürgerentscheid aus unserer Sicht

nicht angezeigt. Es gibt dort weder eine Amtsbür-
gerschaft, noch ist der Amtsausschuss als willens-
bildendes Organ eine von den Bürgerinnen und
Bürgern direkt gewählte Volksvertretung. Für eine
pauschale Anwendung auf Amtsebene sind diese
Bürgerbeteiligungsrechte daher nicht geeignet.

Zu allem werden wir aber in den Ausschüssen na-
türlich intensiv weiter beraten. Hieran werden wir
uns als Regierung konstruktiv beteiligen. - Ich dan-
ke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Ich schließe deshalb
die Beratung und teile Ihnen mit, dass auf Wunsch
der PIRATEN der bislang als Änderungsantrag kur-
sierende Antrag der Fraktion der PIRATEN, Druck-
sache 18/3588, für selbstständig erklärt werden soll.
Wer so beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Enthaltungen? - Damit ist dies so beschlossen.

Dann kommen wir zur Abstimmung. Es ist bean-
tragt worden, die Gesetzentwürfe, Drucksachen
18/3500, 18/3537, 18/3539 und 18/3559, den so-
eben zu einem selbstständigen Antrag erklärten An-
trag Drucksache 18/3588 sowie den Änderungsan-
trag 18/3587 dem Innen- und Rechtsausschuss zu
überweisen. Wer so beschließen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenprobe? - Enthaltun-
gen? - Das ist damit einstimmig so beschlossen.

Meine Damen und Herren, wir haben weitere Gäste
auf der Tribüne. Es sind Mitglieder der Mittel-
stands- und Wirtschaftsvereinigung Kreis Stein-
burg. - Seien Sie uns herzlich willkommen hier im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf:

Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Förderung der personalwirtschaftlichen Bewäl-
tigung besonderer Bedarfslagen

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/3538 (neu)

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Grundsatzberatung
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(Minister Stefan Studt)
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